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(Nr. 9622.) Geſetz, betreffend die Erweiterung, Vervollſtändigung und beſſere Ausrüſtung 
des Staatseiſenbahnnetzes. Vom 3. Juli 1893. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
I. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und der durch dieſelbe bedingten 
Vermehrung des Fuhrparks der Staatsbahnen und zwar: 
a) zum Bau einer Eiſenbahn: 
1) von Rothfließ nach Rudczanny die Summe von 6710000 Mark, 
2) von Bütow nach Berent die Summe von 5 720 000 
3) von Jauer nach Rohnſtock die Summe von.. 1200 000 
4) von Rippach⸗Poſerna einerſeits nach Plagwitz⸗ 
Lindenau andererſeits nach Markranſtädt die 
sah ͤ V ee Se 2850000 » 
5) von Naumburg a. S. nach Deuben die Summe von 3 000 000 


6) von Bünde oder einem in der Nähe belegenen 
Punkte der Linie Löhne Osnabrück nach Sulingen 
I TEE U eR 5560000 « 


Seite.... 25 040 000 Mark, 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. Juli 1893. 


Uebertragg 


7) von Derſchlag nach Bergneuſtadt die Summe von 
8) von Osberghauſen nach Wiehl die Summe von 


b) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln 
die Summe von 
zuſammen 


II. zu nachſtehenden Bauausführungen: 

1) zur Deckung der Mehrkoſten für den Bau der 
Eiſenbahn von Ratibor bis zur Landesgrenze in 
der Richtung auf Troppau die Summe von 
N 6 


20 000 Mark, 

2) für die Ueberführung der Ham⸗ 

burgerſtraße vor dem neuen Per⸗ 

ſonenbahnhofe zu Osnabrück die 

Summe- von „ 350000 + 
3) zur Deckung der Mehrkoſten für 

die Erweiterung des Rangirbahn⸗ 

hofes in Hamm die Summe von 180000 + 
4) zur Deckung der Mehrkoſten für 

die Anlage des zweiten Gleiſes 

auf der Strecke Hamm - Herbern 

in Verbindung mit der ſelbſt⸗ 

ſtändigen Einführung der Bahn 

von Münſter in den Bahnhof 

Hamm die Summe von 145 000 
5) für die theilweiſe anderweite 

Führung des zweiten Gleiſes auf 

der Strecke Bochum (B. M.) — 

Wanne die Summe von 77 000 
6) zur Deckung der Mehrkoſten für 

die Anlage eines Sammel- und 

Rangirbahnhofs bei Oſterfeld die 

Summe doe d N une 30600 - 

zuſammen 


III. zur Beſchaffung von Betriebsmitteln für die 
bereits beſtehenden Staatsbahnen 
die Summe vonn 


zu verwenden. 


25 040 000 Mark, 


435000 =» 
1020000 „ 
4992000 


31487 000 Mark; 


167800 « 


15000000 „ 


insgeſammt 48 165 000 Mark 
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Mit der Ausführung der vorſtehend unter Nr. I Lit. a aufgeführten 
Bahnen iſt erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 


A. Der geſammte zum Bau der Bahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der Staats⸗ 
regierung in dem Umfange, in welchem derſelbe nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — der dauernd 
erforderliche zum Eigenthum, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung für 
die Zeit des Bedurfniſſes — zu überweifen, oder die Erſtattung der ſämmtlichen 
ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder Ent⸗ 
Alu aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 

irthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile in rechtsgültiger Form zu über⸗ 
nehmen und ſicherzuſtellen, und zwar: 
a) bezüglich der Linien unter Nr. 1 Lit. a 1 bis 3 und 5 bis 8 in der 
ganzen Ausdehnung, 5 

b) bezüglich der Linie unter Nr. I Lit. a 4 (Rippad) - Poferna- 
Lebe für die im Preußiſchen Staatsgebiete belegene Theil- 
ftrede. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unent⸗ 
geltliche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen 
erforderlichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer 
im öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigenthums 
auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 

B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, ſeitens der daran betheiligten 
Intereſſenten unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des 
Beſtehens und Betriebes der Bahnen zu geſtatten. 


C. Für die unter Nr. I Lit. a 3 benannte Bahn (Jauer -Rohnſtock) muß 
außerdem von den Intereſſenten zu den Baukoſten ein unverzinslicher, nicht rück · 
zahlbarer Zuſchuß zum Betrage von 56 000 Mark geleiſtet werden. 


$. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im . 1 
unter Nr. I bis III vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen erforder 
lichen Mittel von 48 165 000 Mark Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


$. 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Sins 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld» 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($. 2), beſtimmt der Finanzminiſter. 
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Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


§. 4. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 unter Nr. I und II 
bezeichneten Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf 
zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile und auf die 
unbeweglichen inſoweit nicht, als dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich find. 


F. 5. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 3. Juli 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9623.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Juli 1893, betreffend Bau und Betrieb der in dem 
Geſetze vom 3. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 105) vorgeſehenen neuen 
Eiſenbahnlinien. 


Ai Ihren Bericht vom 3. Juli d. J. beſtimme Ich, daß bei demnächſtiger 
Ausführung der in dem Geſetze vom 3. Juli d. J., betreffend die Erweiterung, 
Vervollſtändigung und beſſere Ausrüſtung des Staatseiſenbahnnetzes, im F. 1 
unter Nr. I Lit. a vorgeſehenen Eiſenbahnlinien die Leitung des Baues und dem- 
nächſt auch des Betriebes derſelben und zwar: 
1) der Bahnen: 
a) von Rothfließ nach Rudczanny, 
b) von Bütow nach Berent 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Bromberg, 
2) der Bahn von Jauer nach Rohnſtock 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Berlin, 


* 


3) der Bahnen: 


a) von Rippach⸗Poſerna, einerſeits nach Plagwitz-Lindenau, anderer- 
ſeits nach Markranſtädt, 
b) von Naumburg a. S. nach Deuben 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Erfurt, 
4) der Bahn von Bünde oder einem in der Nähe belegenen Punkte der 
Linie Löhne Osnabrück nach Sulingen 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Hannover, 
5) der Bahnen: 5 
a) von Derſchlag nach Bergneuſtadt, 
b) von Osberghauſen nach Wiehl 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion (rechtsrheiniſchen) zu Cöln 
übertragen wird. 

Zugleich beſtimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden 
Beſchränkung derjenigen Grundſtücke, welche zun Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſtellenden Plänen nothwendig find, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anwendung finden ſoll: 

1) für ſämmtliche vorbezeichnete Eiſenbahnen — bezüglich der unter Nr. 3 

Lit. a aufgeführten Linie von Rippach⸗Poſerna, einerſeits nach 
Plagwitz⸗Lindenau, andererſeits nach Markranſtädt, für den im dies⸗ 
ſeitigen Staatsgebiet belegenen Theil derſelben — ſowie 

2) auch für diejenigen im F. 1 unter Nr. II 2 und 5 des oben erwähnten 

Geſetzes vom 3. Juli d. J. vorgeſehenen Bauausführungen, für welche 
das Enteignungsrecht nicht bereits nach den beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen oder früheren landesherrlichen Erlaſſen Platz greift. 


Dieſer Erlaß iſt in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Neues Palais, den 3. Juli 1893. 


Wilhelm. 
Thielen. 


An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


(Nr. 9623— 9624.) 


ge 1 


(Nr. 9624.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Weimar wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Jüdewein nach Oppurg durch die Saaleiſenbahngeſellſchaft. 
Vom 17./31. Januar 1893. 


iin Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Sachſen-Weimar haben behufs einer Vereinbarung über die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Jüdewein nach Oppurg zu Bevollmächtigten 
ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen 

Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Franz Ulrich, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar 

Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. Carl Slevogt, 
welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen 
haben: 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Sächſiſche Regierung 
ſind übereingekommen, eine Eiſenbahn von Jüdewein nach Oppurg zuzulaſſen 
und zu fördern. Beide Regierungen werden unter den bei ihnen üblichen Be⸗ 
dingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem 
Gebiete belegene Strecke an die Saaleiſenbahngeſellſchaft ertheilen. 


Artikel II. 


Für den Bau und Betrieb der Bahn ſind die Bahnordnung für die Neben⸗ 
eiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 beröffentlicht in Nr. 36 des Reichs⸗ 
Geſetzblatts) und die dazu ergangenen oder noch ergehenden ergänzenden und ab⸗ 
ändernden Beſtimmungen maßgebend. 


Artikel III. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung der Bauentwürfe innerhalb jedes Staats⸗ 
gebiets bleibt der betreffenden Regierung überlaffen. 


Artikel IV. 


Die Spurweite der Bahn ſoll 1 Meter im Lichten der Schienen be 
tragen, der Bau und das geſammte Betriebsmaterial auch ſo eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel V. 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundes 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Fi BAR 


Artikel VI. 


Die von einer der vertragſchließenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Prüfung auch im Gebiet der anderen Regierung zugelaſſen 
werden. 

Artikel VII. 


Die Eiſenbahn von Jüdewein nach Oppurg bildet einen integrirenden 
Beſtandtheil des Geſammitunternehmens der Saaleiſenbahngeſellſchaft, welche mit 
ihrem geſammten Vermögen für den komzeſſtonsmäßigen Bau und Betrieb der 
Bahnſtrecke Jüdewein-Oppurg gem beiden Regierungen haftet. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß das geſetz⸗ 
liche, vertragsmäßige und ſtatutariſche Aufſichtsrecht, welches die Großherzoglich 
Sächſiſche Regierung, ſei es allein, ſei es in Gemeinſchaft mit einer anderen 
Staatsregierung, über die Saaleiſenbahngeſellſchaft und über ihr Unternehmen 
auszuüben hat, in en auf alle Maßnahmen, welche die Verhältniſſe der 
Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung und den Betrieb ihres Unternehmens 
im Allgemeinen betreffen, z. B. die Abänderung der Geſellſchaftsſtatuten, die 
Erweiterung des Unternehmens auf nicht Preußiſchem Staatsgebiete, die Aus⸗ 
gabe von Anleiheſcheinen unter Mithaftbarkeit der Bahnſtrecke Jüdewein-Oppurg 
und die Konvertirung derſelben, ſich auch auf den im Königlich Preußiſchen 
Staatsgebiete belegenen Theil der vorbezeichneten Bahn unter Ausſchluß einer 
Einwirkung der Königlich Preußiſchen Regierung erſtreckt. Auch iſt die Königlich 
Preußiſche Regierung damit einverſtanden, daß die Beſtimmung über die Dotirung 
des Reſerve⸗ und eines etwaigen Erneuerungsfonds, der Erlaß von Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu der für die Eiſenbahnen Deutſchlands ſeitens des Reichs erlaſſenen 
Verkehrsordnung und zu der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands, ferner die Genehmigung beziehungsweiſe Feſtſetzung der Fahrpläne und 
der Transportpreiſe auch in Beziehung auf den im Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
gebiete belegenen Theil der Bahnſtrecke Jüdewein-Oppurg ſeitens der Großherzoglich 
Sächſiſchen Regierung, ſei es allein, ſei es in Gemeinſchaft mit einer anderen 
betheiligten Staatsregierung, erfolgt. 

Im Uebrigen übt jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet 
in Beziehung auf die Bahnſtrecke JüdeweinOppurg das ſtaatliche Hoheits⸗ und 
Aufſichtsrecht aus. In allen Fällen, wo eine einheitliche Ausübung dieſes Auf⸗ 
ſichtsrechtes im Intereſſe des Eiſenbahnverkehrs liegt, werden die vertragſchließenden 
Regierungen eine Verſtändigung unter ſich herbeiführen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft ſowie die Handhabung der ihr über 
den in Preußen belegenen Theil der Bahn zuſtehenden Hoheits- und Aufſichts⸗ 
rechte einer Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer 
Regierung zu der Saaleiſenbahngeſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, die nicht 
zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen Königlich Preußiſchen Polizei⸗ oder 
Gerichtsbehörden geeignet find. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich bei Angelegen⸗ 
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heiten territorialer Natur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen 
Behörde reſſortiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von 
der Königlich Preußiſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius über- 
tragen werden. 

Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne Weiteres gegen dieſelbe ebenſo vollſtreckbar ſein, als wenn ſie in Preußen 
ein Domizil hätte. Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung verpflichtet ſich, 
Verfügungen der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungs 
gerichte auf deren Erſuchen ohne Weiteres der Direktion der Saaleiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zuſtellen zu laſſen. 


Artikel VIII. 


Von dem Betriebe der Bahn innerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes 
wird die Königlich Preußiſche Regierung nach dem Preußiſchen Geſetze vom 
16. März 1867 eine Abgabe erheben. Bei der Berechnung der Abgabe wird 
als Anlagekapital beziehungsweiſe als Reinertrag der aus dem Verhältniß der 
Länge der Preußiſchen Bahnſtrecke zu der Länge der ganzen Bahn ſich ergebende 
Theil des Anlagekapitals beziehungsweiſe des jährlichen Reinertrages angenommen. 
Die Erhebung erfolgt alljährlich postnumerando und zwar zum erſten Male 
für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende 
Rechnungsjahr. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich und zwar 
ſpäteſtens fünf Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mittheilen. 


Artikel IX. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu in jedem Staatsgebiete zu- 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel II bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ftationirten Bahnpolizei— 
beamten ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel X. 


Bei der Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahn— 
perſonals auf der Bahn JüdeweinOppurg finden die für Beſetzung der 
Subaltern⸗ und Unterbeamtenftellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden 
Grundſätze Anwendung. Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die 
Eiſenbahngeſellſchaft bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebietes eines 
jeden der vertragſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Unterthanen 
deſſelben beſondere Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 


„ 


Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen des Landes, in welchem fie an- 
geſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel XI. 


Der Telegraphen- und der Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Zerſtörungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Großherzoglich Sächſiſchen Gebiete, mögen ſolche vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die 
Eiſenbahngeſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom Preußi⸗ 
ſchen oder vom Sachſen-Weimarſchen Staate, noch vom Reiche beanſpruchen 
können. 


Artikel XII. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 eichs⸗Geſetzbl. für 1875 S. 318) und den 
dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren Ab⸗ 
änderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichs⸗ 
kanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das Deutſche 
Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung für die Zeit bis zum Ab—⸗ 
lauf von acht Jahren vom Beginn des auf die Betriebseröffnung folgenden 
Kalenderjahres gewährt ſind. Sofern innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums 
in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Erweiterungen des Unternehmens 
oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder aus anderen Gründen eine 
Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der Entſcheidung der oberſten Reichs⸗ 
aufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als Eiſenbahn untergeordneter Bedeutung 
verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugsbeſtimmungen 
ohne Einſchränkung in Anwendung. 


Artikel XIII. 


Die Saaleiſenbahngeſellſchaft hat den Anſchluß von Zweigbahnen zu ges 
ſtatten. 


Artikel XIV. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Großherzoglich Sächſiſche 
Regierung das Eigenthum des in dem betreffenden Staatsgebiete liegenden Theils 
der Bahn von Jüdewein nach Oppurg erwerben ſollte, werden die vertrag: 
ſchließenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheit⸗ 
lichen Betriebes auf der genannten Bahn erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 
Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das Deutſche 
Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die aus dieſem 
Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu übertragen. 
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Artikel XV. 


Dieſer Vertrag foll in zwei Exemplaren ausgefertigt und beiderſeits zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung der beider— 
ſeitigen Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen 
Berlin, den 17. Januar 1893. Weimar, den 31. Januar 1893. 


(. S.) Ulrich. (. S.) Dr. Slevogt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


| — — — 


(Nr. 9625.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Geeſtemünde. Vom 27. Juni 1893. 


YA; Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Gefeg-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im $. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Geeſtemünde gehörigen Gemeinden 

Loxſtedt und Neffe 

ſowie 

für = zum Bezirke des Amtsgerichts Göttingen gehörige Gemeinde 

rone 

am 1. Auguſt 1893 beginnen ſoll. 


Berlin, den 27. Juni 1893. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


